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ÖNORM B 1802-1: Liegenschaftsbewertung (Teil 2)
Anwendungsbereich und Wertbegriffe
Steuern

Markus Reithofer / Gerald Stocker / Margit Heuer-Kaffka / Katharina Pinter

11. Beizulegender Wert
Der beizulegende Wert ist als jener „Betrag, den
ein Erwerber des gesamten Unternehmens im
Rahmen des Gesamtkaufpreises für den betref-
fenden Vermögensgegenstand oder die betref-
fende Schuld ansetzen würde“, definiert, unter
der Annahme, dass der Erwerber das Unterneh-
men fortführt.2

Mit der ausdrücklichen Definition des beizu-
legenden Wertes durch das RÄG 2014 im UGB
verfolgte der Gesetzgeber zwei Ziele: einerseits
die Abgrenzung zum objektiv zu ermittelnden
beizulegenden Zeitwert durch die Berücksichti-
gung von persönlichen oder betriebsbezogenen
Einflüssen und andererseits die Annäherung an
die ertragsteuerliche Teilwertdefinition in § 6
Z 1 bzw Z 2 lit a EStG.3

Der beizulegende Wert stellt neben den An-
schaffungs- und Herstellungskosten den zentra-
len Bewertungsmaßstab für den Einzelabschluss
dar.4 Die Frage der Ermittlung des beizulegen-
den Wertes stellt sich nur bei Einlagen, Zuwen-
dungen und Entnahmen (§ 202 Abs 1 UGB)
und bei der außerplanmäßigen Abschreibung
auf einen niedrigeren Wert.5 Die (außerplanmä-
ßige) Abschreibung auf den niedrigeren beizule-
genden Wert ist in § 204 Abs 2 UGB und § 207
UGB rechtlich vorgegeben. Wie dieser Wert zu
ermitteln ist, wird von der Bilanzrichtlinie nicht
vorgegeben. Klar ist nur, dass bei der Abschrei-
bung ein Wert gemeint ist, der niedriger als die
Anschaffungs- bzw Herstellungskosten ist.6

Die Definition des beizulegenden Wertes
würde nahelegen, dass bei der Bewertung jedes
Vermögensgegenstandes oder jeder Schuld ein
Unternehmenserwerb zu fingieren, ein Ge-
samtkaufpreis zu ermitteln und dieser auf je-
nen Betrag herunter zu brechen wäre, der auf
den einzelnen Vermögensgegenstand oder die

Schuld entfällt. Im Hinblick auf die Ziele, die
der Gesetzgeber mit der Definition des beizule-
genden Wertes verfolgt, soll nach Ansicht von
Dokalik allerdings nur zum Ausdruck kom-
men, dass bei der Ermittlung des beizulegen-
den Wertes – im Gegensatz zum beizulegenden
Zeitwert – die Nutzungsmöglichkeiten im Un-
ternehmen zu berücksichtigen sind.7 Für die
Wertermittlung sind in erster Linie die Ver-
hältnisse des Beschaffungsmarkts (Käufer-
sicht) heranzuziehen. Bei der Bewertung des
Anlagevermögens stellt der Wiederbeschaf-
fungswert den vorrangigen Wertmaßstab dar.8

Der niedrigere beizulegende Wert stellt als
Ausprägung des Vorsichtsprinzips einen wei-
teren Wertansatz dar, der bei Gegenständen
des Umlaufvermögens jedenfalls anzuwenden
ist (strenges Niederstwertprinzip gemäß § 207
UGB), bei Gegenständen des Anlagevermö-
gens nur wenn die Wertminderung voraus-
sichtlich von Dauer ist (gemildertes Niederst-
wertprinzip gemäß § 204 Abs 2 UGB).9 Bei Fi-
nanzanlagen, die keine Beteiligungen sind, be-
steht ein Abwertungswahlrecht bei nur
vorübergehender Wertminderung.

Im Steuerrecht kommt dem beizulegenden
Wert nur mittelbar Bedeutung zu. Für die Ge-
winnermittlung jener Unternehmen, die nach
§ 189 UGB oder anderen bundesgesetzlichen
Vorschriften zur Rechnungslegung verpflichtet
sind und Einkünfte aus Gewerbebetrieb gemäß
§ 23 EStG beziehen, sind gemäß § 5 EStG die
unternehmensrechtlichen Grundsätze ord-
nungsgemäßer Buchführung maßgebend, au-
ßer zwingende steuerrechtliche Vorschriften
treffen abweichende Regelungen. Dementspre-
chend sind die zuvor ausgeführten Bestim-
mungen in Zusammenhang mit dem beizule-
genden Wert auch im Steuerrecht relevant,
wenn das Unternehmen die unternehmens-
rechtlichen Vorschriften zu beachten hat und
das Steuerrecht keine abweichenden Regelun-
gen vorsieht.
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Die ÖNORM B 1802-1 („Liegenschaftsbewertung, Teil 1: Begriffe, Grundlagen sowie Ver-
gleichs-, Sach- und Ertragswertverfahren“) ist seit 15. 7. 2019 in Kraft und ersetzt die
ÖNORM B 1802 aus dem Jahr 1997.1 Dieser Beitrag erläutert den Anwendungsbereich
und gibt einen Überblick über die von der ÖNORM B 1802-1 erfassten Wertbegriffe.

1 Vgl Austrian Standards International, ÖNORM B
1802-1, Liegenschaftsbewertung, Teil 1: Begriffe,
Grundlagen sowie Vergleichs-, Sach- und Ertragswert-
verfahren (15. 7. 2019) Vorwort (im Folgenden:
ÖNORM B 1802-1).

2 Vgl § 189a Z 3 UGB; vgl ÖNORM B 1802-1, Pkt 3.4
samt Anm 1.

3 Vgl Dokalik in U. Torggler, UGB3 (2019) § 189a Rz 16.
4 Vgl Dokalik in U. Torggler, UGB3, § 189a Rz 17.
5 Vgl Dokalik in U. Torggler, UGB3, § 189a Rz 18.
6 Vgl Dokalik in U. Torggler, UGB3, § 189a Rz 17.

7 Vgl Dokalik in U. Torggler, UGB3, § 189a Rz 18.
8 Vgl Bertl/Fraberger, Der beizulegende Wert, RWZ

1999, 376; Schubert/Andrejewski in Beck’scher Bilanz-
kommentar11 (2018) § 253 Rz 308, zitiert in Dokalik in
U. Torggler, UGB3, § 189a Rz 18.

9 Vgl Schreyvogl/Müller in U. Torggler, UGB3, § 256 Rz 8.
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2. Fiktive Anschaffungskosten
Der Begriff der fiktiven Anschaffungskosten
wurde aus dem EStG übernommen. Bei den fik-
tiven Anschaffungskosten handelt es sich um je-
nen „Betrag, den ein Steuerpflichtiger für ein ein-
zelnes Wirtschaftsgut zum Zeitpunkt des Emp-
fangs (zum Stichtag) hätte aufwenden müssen,
falls dieses aus betrieblichem Anlass unentgeltlich
aus dem Betriebsvermögen eines anderen über-
tragen wurde“.10

Die Ermittlung der fiktiven Anschaffungs-
kosten ist durch einen Schätzungsakt für den
Erwerbszeitpunkt vorzunehmen. Dabei sind die
Grundsätze der Judikatur zu § 184 BAO beacht-
lich:11

• Die Wahl jener (allenfalls mit anderen Me-
thoden kombinierten) Schätzungsmethode,
die im konkreten Einzelfall das Ziel der
größtmöglichen Annäherung an die Wirk-
lichkeit erreicht, und

• die Auseinandersetzung mit relevanten Be-
hauptungen des Steuerpflichtigen sowie

• die Wahrung des Parteiengehörs.

Dabei ist der Marktpreis aus Sicht des Käufers
bzw Erwerbers anzusetzen, der auch die übli-
chen Anschaffungsnebenkosten (zB GrESt, Ge-
bühren für Grundbucheintragung12) umfasst.13

Jene Nebenkosten, die bei einer Anschaffung
zwar oft anfallen, aber nicht zwingend erforder-
lich sind (zB Maklergebühren, Kosten für Inse-
rate),14 gehören nicht zu den fiktiven Anschaf-
fungskosten. Die mit der Liegenschaftsschät-
zung verbundenen Kosten stellen sofort abzugs-
fähige Werbungskosten dar. Die Umsatzsteuer
zählt zu den fiktiven Anschaffungskosten, wenn
für das konkrete Wirtschaftsgut im Fall des ent-
geltlichen Erwerbs Umsatzsteuer angefallen und
ein Vorsteuerabzug nicht möglich gewesen
wäre.15 Aufgrund der intendierten Verwendung
zur Einkünfteerzielung erschließt sich für den
VwGH bei der Wahl der Bewertungsmethode
ein Vorrang des Ertragswertverfahrens.16 Die
Anwendung des Vergleichswertverfahrens wird
durch den Umstand erschwert, dass die Ver-
gleichsdaten aus Transaktionen mit der Absicht
zur Einkünfteerzielung resultieren müssen.17

Im Steuerrecht kommt den fiktiven An-
schaffungskosten bei jenen Wirtschaftsgütern
Bedeutung zu, bei denen die tatsächlichen (his-
torischen) Anschaffungskosten nicht anzuset-
zen sind, sei es, weil sie unentgeltlich übertragen
wurden oder weil aus steuerrechtlichen Grün-
den die historischen Anschaffungskosten nicht
maßgeblich sind.

Im betrieblichen Bereich sind die fiktiven
Anschaffungskosten anzusetzen, wenn Wirt-
schaftsgüter aus betrieblichem Anlass unent-
geltlich in das Betriebsvermögen eines anderen
Steuerpflichtigen übertragen werden.18 Mangelt
es an einem betrieblichen Anlass, so sind die Re-
gelungen betreffend Einlagen gemäß § 6 Z 5
EStG heranzuziehen.19

Im außerbetrieblichen Bereich sind bei
Grundstücken (aus steuerrechtlicher Sicht be-
stehend aus Grund und Boden, Gebäude und
grundstücksgleichen Rechten20), die am
31. 3. 2012 nicht steuerverfangen waren, dh die
vor dem 1. 4. 2002 zum letzten Mal entgeltlich
übertragen wurden, und erstmalig zur Erzielung
von Einkünften verwendet werden, die fiktiven
Anschaffungskosten zum Zeitpunkt der erstma-
ligen Nutzung zur Einkünfteerzielung heranzu-
ziehen.21 Im außerbetrieblichen Bereich gelten
also nicht bei jeder unentgeltlichen Übertragung
(Schenkung, Erwerb gegen Unterhaltsrente
oder Erwerb von Todes wegen) die fiktiven An-
schaffungskosten als Bewertungsmaßstab. Diese
sind nur dann heranzuziehen, wenn das Grund-
stück beim Rechtsvorgänger nicht mehr steuer-
verfangen war. In diesem Fall sind auch dann
zwingend die fiktiven Anschaffungskosten her-
anzuziehen, wenn die Belege der Anschaffung
noch vorliegen sollten. Damit will der Gesetzge-
ber erreichen, dass die Bewertung der Liegen-
schaft zum Zeitpunkt der erstmaligen Vermie-
tung oder Verpachtung zu einem aktuellen
marktüblichen Preis erfolgt. Im Betriebsvermö-
gen sind Grund und Boden seit 2012 immer
steuerverfangen. Davor wurden die Wertverän-
derungen von Grund und Boden bei jenen Steu-
erpflichtigen, die nicht nach UGB buchfüh-
rungspflichtig waren, nicht steuerpflichtig.

Wurde die Vermietung durch den Rechts-
vorgänger eingestellt und nimmt der Rechts-
nachfolger nach Ablauf von mindestens zehn
Jahren die Vermietungstätigkeit wieder auf,
steht diesem gemäß Rz 6442c EStR der Ansatz
der fiktiven Anschaffungskosten als Bemes-
sungsgrundlage für die Absetzung für Abnut-
zung zu.

Den gemäß § 16 Abs 8 lit c EStG angesetzten
fiktiven Anschaffungskosten im außerbetriebli-
chen Bereich kommen auch bei Immobilien-
übertragungen Bedeutung zu: Gemäß § 30
Abs 6 EStG ist bei jenen Grundstücksveräuße-
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10 ÖNORM B 1802-1, Pkt 3.12; vgl § 6 Z 9 lit b EStG; vgl
§ 16 Abs 1 Z 8 lit c EStG.

11 Vgl Jakom/Laudacher, EStG12 (2019) § 6 Rz 178.
12 Die Höhe der Grunderwerbsteuer ist vom konkreten

Erwerbsvorgang abhängig und ist entsprechend dem
Steuersatz anzuwenden, der bei einem entgeltlichen Er-
werb des betreffenden Grundstücks anzuwenden gewe-
sen wäre. Grundbuchseintragungs- und Unterschrifts-
beglaubigungsgebühren sind bei tatsächlichem Anfall
in der angefallenen Höhe anzusetzen; Rz 6441 EStR.

13 Vgl Jakom/Laudacher, EStG12, § 6 Rz 178; vgl Mayr in
Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG (19. Lfg, 2017) § 6
Tz 107.

14 Vgl Rz 6441 EStR.
15 Vgl Mayr in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG

(19. Lfg, 2017) § 6 Tz 107.
16 Vgl Pröll/Reinberg, Fiktive Anschaffungskosten EStG

versus Verkehrswert LBG, ZLB 2019, 58 (58 f); vgl
Mayr in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG (19. Lfg,
2017) § 6 Tz 109.

17 Vgl Pröll/Reinberg, ZLB 2019, 58 (59).

18 Vgl § 6 Z 9 lit b EStG.
19 Siehe auch Ausführungen zum Teilwert.
20 Vgl § 30 Abs 1 EStG.
21 Vgl § 16 Abs 8 lit c EStG.
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rungen, bei denen fiktive Anschaffungskosten
angesetzt wurden, die Berechnung der Immobi-
lienertragsteuer in zwei Schritten zu ermitteln.
Jene Wertsteigerungen, die bis zum Ansatz der
fiktiven Anschaffungskosten entstanden sind,
können pauschal gemäß § 30 Abs 4 EStG ermit-
telt werden, während alle weiteren, später luk-
rierten stillen Reserven nach § 30 Abs 3 EStG zu
ermitteln sind.

3. Gemeiner Wert
Die Definition des gemeinen Wertes wurde aus
dem BewG entnommen. Der gemeine Wert
wird „durch den Preis bestimmt, der im gewöhn-
lichen Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit
des Wirtschaftsgutes bei einer Veräußerung zu
erzielen wäre. Dabei sind alle Umstände, die den
Preis beeinflussen, zu berücksichtigen. Unge-
wöhnliche oder persönliche Verhältnisse sind
nicht zu berücksichtigen. Als persönliche Verhält-
nisse sind auch Verfügungsbeschränkungen an-
zusehen, die in der Person des Steuerpflichtigen
oder eines Rechtsvorgängers begründet sind. Dies
gilt insbesondere für Verfügungsbeschränkungen,
die auf letztwilligen Anordnungen beruhen.“22

Der gemeine Wert, wie er etwa im EStG er-
wähnt wird, muss nicht mit dem im BewG be-
schriebenen gemeinen Wert übereinstimmen.23

Die Wertdefinition des BewG kann von vornhe-
rein nur zur Anwendung kommen, soweit
nichts anderes vorgeschrieben ist.24 Der ge-
meine Wert nach BewG entspricht nicht dem
Markt- bzw Verkehrswert, da bei Vorliegen von
Verfügungsbeschränkungen, die in der Person
des Steuerpflichtigen oder eines Rechtsvorgän-
gers begründet sind, bei der Wertermittlung
nicht zu berücksichtigen sind. Weiters stellt der
gemeine Wert auf den gewöhnlichen Geschäfts-
verkehr ab, während der Verkehrswert auf den
redlichen Geschäftsverkehr fokussiert. Der Un-
terscheidung zwischen gewöhnlichem und red-
lichem Geschäftsverkehr kam in der steuer-
lichen VwGH-Rechtsprechung bisher keine
nennenswerte Bedeutung zu.25

Im Einkommensteuerrecht wird im betrieb-
lichen Bereich der gemeine Wert beim Tausch
herangezogen.26 Beim Tausch liegen aus steuer-
rechtlicher Sicht auf der einen Seite eine An-
schaffung und auf der anderen Seite eine Veräu-
ßerung vor. Als Veräußerungspreis des hingege-
benen Wirtschaftsgutes gilt der gemeine Wert
dieses Gutes. Dieser Wert wird beim Erwerber
als Anschaffungspreis angesetzt.

Bei der Betriebsaufgabe wird ebenfalls der
tagesaktuelle gemeine Wert herangezogen,
wenn einzelne Wirtschaftsgüter nicht veräußert,

sondern in den privaten Bereich überführt wer-
den.27 Für den nackten Grund und Boden gilt
dies nicht: Dieser ist zwingend mit den Buch-
werten ins Privatvermögen zu übernehmen, es
sei denn, dass hier der besondere Steuersatz von
derzeit 30 % für die Immobilienertragsteuer
nicht greift (zB bei Grundstücken im Umlauf-
vermögen28). Bei der ähnlich gelagerten Situa-
tion der Liquidation von Körperschaften ist
ebenfalls der gemeine Wert anzusetzen, wenn
einzelne nicht veräußerte Wirtschaftsgüter im
Abwicklungsendvermögen der Gesellschaft ent-
halten sind.29

Im Umgründungssteuerrecht wird der ge-
meine Wert herangezogen, wenn durch eine
Verschmelzung, Umwandlung oder Einbrin-
gung das Besteuerungsrecht der Republik Öster-
reich entsteht. Dies gilt allerdings für den Ver-
lust der österreichischen Steuerhoheit nicht
mehr: Hier sind die Werte des § 6 Z 6 EStG her-
anzuziehen, die einem fremdüblichen Verrech-
nungspreis entsprechen sollten. Bei Einbringun-
gen von zum Betriebsvermögen gehörendem
Grund und Boden kann der gemeine Wert ange-
setzt werden, wenn der Grund und Boden am
Einbringungsstichtag nicht mehr steuerverfan-
gen ist und dies im Einbringungsvertrag vorge-
sehen wird.30

Bei Realteilungen kommt dem gemeinen
Wert Bedeutung zu, wenn durch einen soge-
nannten Ausgleichsposten eine endgültige Ver-
schiebung der Steuerbelastung vermieden wer-
den soll: Wenn Grund und Boden am Teilungs-
stichtag nicht mehr steuerverfangen ist, kann
der gemeine Wert angesetzt werden, wenn dies
im Teilungsvertrag festgehalten wurde.31

4. Teilwert
Die Teilwertdefinition32 wurde aus dem BewG
entnommen. Demnach ist der Teilwert „der Be-
trag, den ein Erwerber des ganzen Betriebes im
Rahmen des Gesamtkaufpreises für das einzelne
Wirtschaftsgut ansetzen würde. Dabei ist davon
auszugehen, dass der Erwerber den Betrieb fort-
führt.“33

Dem Teilwertbegriff liegen die folgenden
Fiktionen zugrunde:34

• Erwerb des gesamten Betriebs;
• Vereinbarung eines Gesamtkaufpreises;
• Betriebsfortführung.

Der Teilwert entspricht demnach dem Wert, den
das Wirtschaftsgut für den Betrieb hat, wobei die
Fortführung des Unternehmens („Going-Con-

22 Vgl § 10 Abs 2 und 3 BewG; vgl ÖNORM B 1802-1,
Pkt 3.14.

23 Vgl Staringer in Bertl et al, Wertmaßstäbe – Wiener Bi-
lanzrechtstage 2018 (2019) 174 (185).

24 Vgl § 10 Abs 1 BewG.
25 Vgl Pröll, Wertbegriffe: Abgrenzungen, Legaldefinitio-

nen, Rechtsprechung, Vortrag vom 28. 5. 2019, 1 (12).
26 Vgl § 6 Z 14 EStG.

27 Vgl § 24 Abs 3 EStG.
28 Vgl § 30a Abs 3 Z 1 EStG.
29 Vgl § 19 Abs 4 KStG.
30 Vgl § 16 Abs 6 UmgrStG.
31 Vgl § 29 Abs 1 Z 2a UmgrStG.
32 Siehe auch Pröll, Der Teilwert von Immobilien im

Spannungsfeld zwischen Vermutung und Widerle-
gung, immo aktuell 2019, 109 (109 ff).

33 Vgl § 12 BewG; vgl ÖNORM B 1802-1, Pkt 3.26.
34 Vgl Rz 2230 EStR.
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cern-Prämisse“) unterstellt wird. Es handelt sich
um einen objektiven Wert, der von der allgemei-
nen Verkaufsauffassung bestimmt wird und von
anderen steuerlichen Bewertungsmaßstäben (zB
gemeiner Wert, fiktive Anschaffungskosten) zu
unterscheiden ist.35 Der Teilwert umfasst auch
die Anschaffungsnebenkosten (zB Grunder-
werbsteuer, Eintragungsgebühr). Der Teilwert
ist ein Zusammenhangswert, der bei Anlagegü-
tern daher auch über dem gemeinen Wert des
einzelnen Anlagegutes liegen kann. Keinesfalls
liegt der Teilwert unter dem Einzelveräuße-
rungspreis.36

Im Bereich der Ertragsteuern wird die Defi-
nition des Teilwertes in § 6 EStG wortgleich aus
dem BewG übernommen. Für die Bewertung
der einzelnen Wirtschaftsgüter gilt im betriebli-
chen Bereich grundsätzlich, dass die fortge-
schriebenen Anschaffungskosten anzusetzen
sind. Sollte der Teilwert niedriger sein, so kann
dieser angesetzt werden.37

Bei Entnahmen ist prinzipiell der Teilwert
anzusetzen.38 Eine Ausnahme bildet der nackte
Grund und Boden, der zum Zeitpunkt der Ent-
nahme mit dem Buchwert anzusetzen ist, sofern
nicht eine Ausnahme vom 30%igen besonderen
Steuersatz bei der Immobilienertragsteuer vor-
liegt. Dieser Entnahmewert tritt für nachfol-
gende steuerrelevante Sachverhalte an die Stelle
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten.

Bei Einlagen wird der Teilwert herangezo-
gen, wenn dieser niedriger ist als die fortge-
schriebenen Anschaffungskosten.39 Nur bei
nicht steuerverfangenen Gebäuden und grund-
stücksgleichen Rechten ist stets der Teilwert an-
zusetzen. Diesem Einlageteilwert kommt bei der
Veräußerung des Grundstücks aus dem Be-
triebsvermögen ebenfalls Bedeutung zu: Bis
zum Einlagezeitpunkt gilt die Veräußerung als

privater Grundstücksverkauf gemäß § 30 Abs 4
EStG, wobei der Teilwert dem Veräußerungser-
lös entspricht. Eine über den Einlagewert hinaus
erzielte Wertsteigerung ist gemäß § 30 Abs 3
EStG zu versteuern.

Wenn bei Umgründungen bei der überneh-
menden Körperschaft eine internationale
Schachtelbeteiligung entsteht oder ihr Ausmaß
erweitert wird, greift für den Unterschiedsbe-
trag zwischen den Buchwerten und den höheren
Teilwerten die Befreiung des § 10 Abs 3 KStG
nicht.

Bei Einbringungen von zum Buchwert über-
nommenen Grundstücken ist der Teilwert von
Grund und Boden am Einbringungsstichtag in
Evidenz zu nehmen, wenn dieser nicht mehr
steuerverfangen ist, damit im Falle einer späte-
ren Veräußerung für Wertveränderungen bis
zur Einbringung die pauschale Ermittlung der
Bemessungsgrundlage für die Immobiliener-
tragsteuer herangezogen werden kann.40 Der in
Evidenz genommene Teilwert gilt als Veräuße-
rungserlös. Für die Wertveränderungen nach
der Einbringung gilt der in Evidenz genommene
Teilwert als Buchwert. Diese Regelung gilt sinn-
gemäß auch für Zusammenschlüsse.41

AUF DEN PUNKT GEBRACHT

Durch die neue ÖNORM B 1802-1 wurden
wichtige Fachbegriffe für die Wertermittlung
von bebauten und unbebauten Liegenschaf-
ten definiert. Wann jedoch diese konkret de-
finierten Werte für steuerrechtlich relevante
Gutachten heranzuziehen sind, wird in den
einzelnen materiellen Steuergesetzen festge-
halten. Daher ist besonderes Augenmerk da-
rauf zu legen und sorgfältig zu prüfen, für
welchen Zweck ein Gutachten zu erstellen ist,
damit die Bewertung auch als Grundlage für
die Ermittlung von Ertragsteuern seitens der
Finanzverwaltung anerkannt wird.

35 Vgl Eichinger, Der steuerliche Teilwert von Immobi-
lien, ZLB 2019, 48 (49).

36 Vgl Rz 2231 EStR.
37 Vgl § 6 Z 1 und 2a EStG.
38 Vgl § 6 Z 4 EStG.
39 Vgl § 6 Z 5 EStG.

40 Vgl § 18 Abs 5 UmgrStG.
41 Vgl § 25 Abs 5 UmgrStG.


